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Stadt Leverkusen 
 
 
Bebauungsplan Nr. 208 A/II, III „Opladen – nbso/Westseite - Neue Bahn-
allee und Alkenrath – westl. Schlebuschrath“ – 2. Änderung  
(Teilbereich Opladen) 
 
 
 
Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach  
§ 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 
 

Anlage 2.2 
zur Vorlage 

Nr. 2017/1705 
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II/B 1: E-PLUS GRUPPE/Telefònica GmbH, Rheinstraße 15, 14513 Teltow 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
Die Ausführungsplanung der Schallschutzmauer sieht grundsätzlich eine maximale 
Bauhöhe von 2,30 Meter vor und liegt damit nicht im Beeinträchtigungsbereich der o.g. 
Richtfunktrassen. In dem nördlichen Teilbereich kann es aus technischen Gründen 
erforderlich werden, dass die Schallschutzwand bis zu 7 Meter von der Gleisachse 
entfernt errichtet wird. In diesem ungünstigsten Fall errechnet sich eine Höhe der 
Schallschutzwand von 3,5 m oberhalb der Schienenoberkante. Auch diese Höhe liegt 
außerhalb des Beeinträchtigungsbereiches der Richtfunktrassen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 2: Gascade Gastransport GmbH, Kölnische Straße 108-112, 34119 Kassel 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
Die Anlagen von GASCADE sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
 



 
 
 

9 
 

II/B 3: Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, 50606 Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
Belange der allgemeinen Landeskultur und der Landesentwicklung sind von der Pla-
nung nicht betroffen. Planungen bzw. Maßnahmen des Dezernats 33 sind in dem 
Planbereich nicht vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 4: PLEdoc GmbH, Postfach 12 02 55, 45312 Essen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind von PLEDOC verwaltete Versor-
gungsanlagen nicht vorhanden. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 5: Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Hochspannungsleitun-
gen der Amprion GmbH. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 6: Telefonica Germany Gmbh & Co.OHG, Überseering 33a, 22297 Hamburg 
 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine erdverlegten Glasfa-
serkabel der Telefónica Germany GmbH & Co.OHG. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 7: Vodafone GmbH, D2-Park, 40878 Ratingen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Angaben zur Lage der Versorgungsleitungen sowie die Schutzanweisung werden 
an die „nbso“ weitergeleitet und bei der weiteren Ausführungsplanung beachtet. Die 
Angaben zur Ausbauplanung sind nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 8: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co.KG, Overfeldweg 33, Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise der EVL werden an die „nbso“ weitergeleitet und bei der weiteren Pla-
nung beachtet. Die Hinweise zur Ausbauplanung sind nicht Gegenstand des Bauleit-
planverfahrens. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 9: Stadt Leichlingen, Am Schulbusch 16, 42799 Leichlingen 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 10: IHK Köln, Geschäftsstelle Leverkusen, An der Schusterinsel 2,  Leverkusen 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 11: Unitymedia NRW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 12: Stadt Monheim, Rathausplatz 2, 40789 Monheim 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 13: Fachbereich Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
zu Kleintierdurchlässen: 
 
Der Rad-Schienen-Kontakt stellt die Hauptemissionsquelle des Bahnverkehrs dar. Die 
Schallschutzwand dient dazu, diese Geräuschentwicklung gegenüber dem öffentlichen 
Straßenraum (Gehweg/Radweg) sowie gegenüber der hier befindlichen und geplanten 
Wohnbebauung zu unterbinden bzw. zu dämmen. Um eine effiziente Lärmabschir-
mung zugunsten der anliegenden Bevölkerung zu erzielen, sind Öffnungen in der vor-
gesehenen Schallschutzwand grundsätzlich nicht vorgesehen. Auch beziehen sich die 
in dem Schallgutachten zum Bebauungsplan Nr. 208 B/II "Opladen - nbso/Westseite - 
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Quartiere" (Peutz Consult, 29.09.2016) berechneten Schallwerte auf die Schall-
schutzmauer als geschlossene Wand. Zusätzliche Öffnungen würden daher nicht mit 
den im Bebauungsplanverfahren angenommenen baulichen Voraussetzungen zur Er-
mittlung der Immissionswerte sowie den hieraus resultierenden, planungsrechtlich 
festgesetzten Schallschutzwerten übereinstimmen.  
Um die im Bauleitplanverfahren getroffene Priorität zum Schutz des Menschen vor 
Verkehrslärm dauerhaft sicher zu stellen, wird bauleitplanerisch an einer geschlosse-
nen Schallschutzwand festgehalten.  
 
Zudem bildet die Gebäudefront westlich der neuen Bahnallee aus Gründen des 
Schallschutzes eine weitgehend geschlossene Fassade aus, die Wanderbewegungen 
für Kleintiere unterbindet. In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) 
sind Kleintierdurchlässe aus den o.g. Gründen nicht erforderlich (Stellungnahme UNB 
vom 24.08.2017). 
 
zu Bodenverunreinigungen: 
Innerhalb der textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan bestehen Hinweise zum 
Bodenschutz sowie für Maßnahmen zum Bodenschutz. Die Stellungnahme zu „Bo-
denverunreinigungen“ wird insofern bereits durch den Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
zu Grundwassermessstellen: 
Die Sorgfaltspflicht gegenüber Grundwassermessstellen ist nicht Bestandteil des Bau-
leitplanverfahrens sondern ist zur Ausbauplanung sowie bei der Ausführung der Bau-
maßnahme zu gewährleisten. 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Kleintierdurchlässe werden nicht berücksichtigt. 
 
Die Stellungnahmen zu Bodenverunreinigungen sowie zu Grundwassermessstellen 
werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Gesamtstellungnahme des Fachbereichs Umwelt wird der nbso zur weiteren Pla-
nung zur Verfügung gestellt. 
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II/B 14: Fachbereich Straßenverkehr 
 

 



 
 
 

33 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die verkehrstechnische Ausbauplanung ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanver-
fahrens sondern wird durch die nbso in Abstimmung mit dem Fachbereich Tiefbau, 
dem Fachbereich Straßenverkehr und den hierzu beauftragten Ingenieurbüros erarbei-
tet. Die Stellungnahme des FB 36 zu Sicherheitsabständen, zum Grünbewuchs und 
zur Planung an Straßenverkehrsflächen wird an die „nbso“ zur weitegehenden Ab-
stimmung der Planung mit dem Fachbereich Straßenverkehr weitergegeben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme des Fachbereichs Straßenverkehr wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 15: Fachbereich Bauaufsicht/UD 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Beteiligung der Unteren Denkmalpflege zur Gestaltung der Schallschutzwand er-
folgt im Rahmen der Genehmigungsplanung. Die denkmalpflegerische Abstimmung 
zur Schallschutzwand ist somit kein Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. Im Rah-
men der weiteren Umsetzung ist ein Antrag auf denkmalpflegerische Erlaubnis beim 
Fachbereich Bauaufsicht der Stadt Leverkusen einzureichen.   
 
Die Stellungnahme des FB 63 zur Gestaltung der Lärmschutzwand wird an die „nbso“ 
zur weitergehenden Abstimmung der Planung mit der Unteren Denkmalbehörde wei-
tergegeben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme des Fachbereichs Straßenverkehr wird zur Kenntnis genommen.  
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